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Unmündige unverheiratete Mutter; Antrag auf gemeinsame elterliche Sorge mit dem leiblichen Vater; Generelle Ausführungen
Sachverhalt

Frau x hat ein Kind in der 26. Schwangerschaftswoche bekommen. Das Kind ist im Kinderspital. Die Kindsmutter wird am 6. August 2004 volljährig. Vorübergehend ist eine Vormundschaft über das Kind errichtet worden. Der Kindsvater ist 27 Jahre alt und IV-Rentner. Er wird das Kind sofort anerkennen.
Die Eltern möchten die gem. elterliche Sorge beantragen. Sie möchten so rasch wie möglich heiraten. Die Eltern der Frau sind jedoch dagegen und wollen ihre Einwilligung nicht geben. Somit wird das Paar bis zur Volljährigkeit der jungen Frau warten. Die Eltern der jungen Mutter und auch die Vormundin wollen ihr jetzt verbieten, falls das Kind vor ihrer Volljähirgkeit aus dem Spital entlassen werden sollte, mit diesem zum Kindsvater zu ziehen. Auch vollen sie verhindern, dass die gemeinsame elterliche Sorge eingeführt wird.
Fragen: 
· Kann die VB die gemeinsame elterliche Sorge ablehnen, wenn es vordergründlich nichts dagegen einzuwenden gibt? Sollte die gem. Elterliche Sorge eingerichtet werden, müsste dann nicht die Vormundschaft aufgehoben werden, da der Kindsvater ja volljährig ist und die elterliche Sorge ausüben kann? Die Vormundschaft muss, meines Erachtens, sicherlich dann aufgehoben werden, wenn die Kindsmutter 18-jähirg wird und es keine zwingenden Gründe gibt, ihr die elterliche Sorge nichts zu übertragen. 
· Was würde passieren, wenn die Kindsmutter gegen den Willen ihrer Eltern zum Freund ziehen würde und sobald das Kind aus dem Spital entlassen wird, es zu sich nehmen würde?
Erwägungen:

Ich gehe davon aus, dass der Vater das Kind rechtsgültig anerkannt hat und daher rechtlich auch als Vater gilt. Sie haben lediglich ausgeführt, dass er das Kind anerkennen will. Ich gehe davon aus, dass dies in der Zwischenzeit geschehen ist.

Ist die Mutter unmündig, so überträgt die VB die elterliche Sorge dem Vater oder bestellt dem Kind einen Vormund, je nach dem, was das Wohl des Kindes erfordert (Art. 298 Abs. 2 ZGB). Die Vormundschaftsbehörde hat hier offensichtlich die Bestellung eines Vormundes vorgezogen. Sie erwähnen nichts über den entsprechenden Entscheid. Dort sollte mindestens in den Erwägungen etwas zu entnehmen sein, wieso dem Vater die elterliche Sorge nicht übertragen wurde (Ich gehe aber davon aus, dass zum Zeitpunkt der Errichtung der Vormundschaft noch gar kein rechtlich eingetragener Vater vorhanden war). 
In der Regel wird die elterliche Sorge nicht dem Vater übertragen (insbesondere wenn die Mutter so kurz vor der Mündigkeit steht), denn so würde bei Erreichen der Mündigkeit die elterliche Sorge nicht automatisch auf die Mutter übergehen. Sie müsste vorher dem Vater wieder entzogen werden oder die gemeinsame Sorge würde eingerichtet (siehe dazu Hegnauer, Grundriss des Kindsrechts, Bern 1999, N 25.23ff; BSK ZGB I-Schwenzer, Art. 298 N 3ff). Wird die Mutter mündig, so erwirbt sie von Gesetzes wegen die elterliche Sorge über das Kind und die errichtete Vormundschaft über das Kind erlischt.
Zum jetzigen Zeitpunkt können die Eltern nicht die gemeinsame elterliche Sorge beantragen, da die Mutter unmündig ist und daher gar kein Sorgerecht ausüben könnte. Der früheste Zeitpunkt zur Einreichung des Gesuchs ist bei Erreichen der Mündigkeit der jungen Frau am 6. August 2004. Die Eltern haben der Vormundschaftsbehörde eine genehmigungsfähige Vereinbarung betreffend wie sie diese Sorge auszuüben gedenken einzureichen. Sie finden dazu Beispiele z.B. in der Publikation Baviera/Häfeli/Stettler/Vogel, Neues Scheidungsrecht, Auswirkungen auf die Tätigkeit der vormundschaftlichen Organe, Luzern 1999, ISBN 3-906413-09-8. 
Die Vormundschaftsbehörde hat das Gesuch der Eltern zu prüfen und einen sachlichen Entscheid zu fällen. Dieser Entscheid ist zu begründen. Eine Ablehnung muss sich auf objektive Gründe beziehen, welche eine Gefährdung des Kindeswohls nach sich ziehen. Die Verfügung ist anfechtbar. Die ganze Gesuchstellerei kann aber umgangen werden, wenn sich die jungen Eltern verheiraten. Dies ist wiederum frühestens auf den Zeitpunkt der Mündigkeit der Frau möglich (6. August). Mit der Heirat erwirbt dann der Vater, wenn er das Kind anerkannnt hat, automatisch auch die elterliche Sorge über dieses gemeinsame Kind (Art. 259 Abs. i.V. mit Art. 297 Abs. 1 ZGB). Ob eine solche (überstürzte?) Heirat sinnvoll ist, ist eine andere Sache und steht hier nicht zur Diskussion.

Zum heutigen Zeitpunkt kann die Vormundin grundsätzlich verhindern, dass die Mutter mit dem Kind zum Kindsvater zieht, denn die Mutter kann noch nicht selbstständig über den Aufenthaltsort des Kindes bestimmen, da sie noch keine elterliche Sorge hat. Grundsätzlich ist die Vormundin für die Unterbringung des Kindes zuständig (Art. 405 ZGB). Sollte das Kind aber in einer Institution (Anstalt) fremdplatziert werden, so ist die Mitwirkung der Vormundschaftsbehörde notwendig (Art. 405a ZGB). Selbstverständlich ist die Mutter in die Entscheidungen mit einzubeziehen, da sie so kurz vor der Erlangung der elterlichen Sorge steht. Die Vormundschaftsbehörde kann selbstverständlich, wenn objektiv begründete Zweifel an der Erziehungsfähigkeit der Mutter vorhanden sind und eine Gefährdung des Kindeswohls dadurch befürchtet wird, auf den Zeitpunkt der Erreichung der Mündigkeit der Mutter Kindesschutzmassnahmen (Art. 307ff ZGB) vorsehen.

Diese müssen aber in einem formellen Verfahren und mit entsprechenden objektiven Tatsachenbegründungen verfügt werden und sind wiederum anfechtbar.

Fazit:

Die Mutter erwirbt automatisch mit Erreichen der Mündigkeit die elterliche Sorge und die Vormundschaft erlischt. Die VB kann, wenn objektive Gründe für eine Kindswohlgefährdung vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hin Kindesschutzmassnahmen beschliessen.

Mit Erreichen der Mündigkeit können die Eltern heiraten oder ein Gesuch bei der VB um gemeinsame elterliche Sorge stellen. 

Die Mutter kann, bis zum Zeitpunkt der Erlangung der Mündigkeit nicht über den Aufenthaltsort des Kindes entscheiden. Diese Kompetenz kommt der Vormundin (allenfalls zusammen mit der VB) zu.

Kulmerau 22.5.04

Urs Vogel
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